
 Ein 28-jähriger Bosnier, 
der im Oktober vergangenen Jahres seinen 

zess einstimmig zum Ergebnis, dass der 

tötet hat, zum Zeitpunkt der Tat aber nicht 
zurechnungsfähig war. Das Urteil ist nicht 

nungsbrand in der St. Galler Ortschaft Neu 
St. Johann sind am frühen Freitagmorgen 
zwei Menschen ums Leben gekommen. Wie 

Missbrauch befürchtet
Landtag erhöht Maximalbeitrag für häusliche Pflege – FBP warnt vor Kostenimport

VADUZ – Die Erhöhung des Pflege-
geldes sorgte für viel Diskussi-
onsstoff: Die FBP-Abgeordneten 
fürchteten Missbrauch und über-
bordende Kosten, der VU-Block 
hatte dafür kein Gehör und drückte 
die Gesetzesvorlage durch.

• Stefan Lenherr

Pflegebedürftige Personen erhalten 
aufgrund des neuen Gesetzes künf-
tig mehr Geld für die Betreuung- 
und Pflege in den eigenen vier 
Wänden. Der Maximalbetrag – der 
von der Schwere der Beeinträchti-
gung abhängt – wurde von 100 auf 
180 Franken erhöht. Eine gute Sa-
che, waren sich die 25 Landtags-
abgeordneten einig. Wird damit 
doch gewährleistet, dass pflegebe-

dürftige Personen so lange wie 
möglich in den eigenen vier Wän-
den betreut werden können. Doch 
der Teufel steckt im Detail, befand 
die FBP-Fraktion. So lasse die Ge-
setzesvorlage Raum für Miss-
brauch. Überbordende Kosten zu-
lasten der Steuerzahler könnten die 
Folge sein, «können wir uns das in 
der jetzigen wirtschaftlichen Situa-
tion leisten?», fragte die Abgeord-
nete Doris Frommelt.

Import von Kosten befürchtet

Aufgrund diverser Unklarheiten 
wurde das erstmals am Mittwoch 
behandelte Traktandum auf ges-
tern Freitag verschoben, um der 
zuständigen Regierungsrätin Re-
nate Müssner und ihren Ressort-
mitarbeitern Zeit für Abklärungen 

zu gewähren. Doch auch bei der 
zweiten Lesung an der gestrigen 
Sitzung waren die Zweifel nicht 
ausgeräumt. Der Streitpunkt Num-
mer 1: Laut dem verabschiedeten 
Gesetz können in Liechtenstein 
wohnhafte Ausländer pflegebe-
dürftige Angehörige nachziehen 
und hier dank dem Betreuungs-
und Pflegegeld für die häusliche 
Betreuung ein hohes Einkommen 
generieren. «Das könnte – über-
spitzt gesagt – ein lukratives Ge-
schäft werden», sagte Frommelt. 
Vor einem Import von Kosten 
warnte FBP-Abgeordneter Wen-
delin Lampert.

FBP-Antrag abgelehnt

Der Antrag der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei, den Gesetzestext so 

abzuändern, damit die finanzielle 
Unterstützung nur denen zugute 
kommt, welche Beiträge an die 
Kasse der AHV geleistet haben, je-
doch Kinder und Jugendliche von 
dieser Klausel auszuschliessen, 
fand bei den Unions-Vertretern 
kein Gehör. Dies, obwohl Regie-
rungsrätin Renate Müssner die 
Zweifel an der Effizienz der Kon-
trollorgane nicht gänzlich ausräu-
men konnte. Nur ein VU-Abgeord-
neter schlug sich auf die Seite der 
FBP-Fraktion. «Ich bin gespannt, 
was die künftigen Generationen 
dazu sagen, was wir heute be-
schlossen haben», sagte Wendelin 
Lampert, «sie werden mit allfäl-
ligen negativen Konsequenzen 
konfrontiert werden, ihnen wird 
das Geld fehlen.» Seite 5


